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E s gibt nur wenige Tiere in
unseren Gefilden, die po-
larisieren. Der Wolf ge-
hört dazu, Waschbären

können zum großen Ärgernis
werden und auch über Biber wird
gestritten. In jedem Frühjahr
kannman ihre Spuren deutlich an
den Bäumen in den Barnimer
Wäldern sehen.

Für Freunde des großenNagers
bringen sie Leben in den Wald.
Libellen, Grasfrösche, Schwarz-
störche, Eisvögel kommen in die
vom Biber gestalteten Teichland-
schaften. Die Dämmung verbes-
sere die Wasserqualität, es ent-
steht Lebensraum für Amphibien
und in den abgestorbenen Bäu-
men für Käfer. Eindrucksvoll ist
dies beispielsweise an der Hert-
haquelle nahe des Eberswalder
Zoos zu bestaunen.

Bereicherung fürs Ökosystem
An Stelle von gefällten Buchen
wachsen Weiden und Pappeln
nach. Der Biber fällt die Bäume,
damit er an die nährstoffreichen
Knospen der Pflanzen heran-
kommt. Dies ist besonders dann
von Bedeutung, wenn die grüne
Vegetation imWinter nicht mehr
vorhanden ist. Ein erwachsener
Biber frisst im Winter am Tag
etwa fünf Kilogramm Rinde. Im
Frühjahr, Sommer und Herbst
fressen Biber zusätzlich Gräser,
Kräuter, Schilf, auch mal Äpfel
und Birnen. Wenn der Acker an
ihren Lebensraum stößt, knab-
bern Biber auchMais und Rüben.
Landwirte sind deshalb selten gut
auf den großen Nager zu spre-
chen. Fakt ist: Biber leben hier
und der Mensch muss mit ihnen
leben. Derzeit leben, nach Anga-
ben der unteren Naturschutzbe-
hörde, rund 250 Biber allein im
Barnim – in ganz Brandenburg
sind es rund 3.700 Tiere.

Für Biberschäden gibt es keine
Entschädigungsregelung. Der
Landkreis kann aus seinem Er-

satzpflanzungsfonds allerdings
bis zu 100 Euro je Baum für Neu-
pflanzungen von Bäumen nach Bi-
berschäden fördern. Ansprech-
partner sind hier die Mitarbeiter
der unteren Naturschutzbehörde.
Biber sind geschützt, dürfen nur
in Ausnahmefällen vergrämt wer-
den. Tabuzonen für die Nager
sind beispielsweise der Lichter-
felder Hauptgraben in Finow (Ge-
fährdung von Kleingartenanlage)
und die Schwärze unterhalb des
Forstbotanischen Gartens in
Eberswalde (Überflutungsgefahr
des Marktplatzes).

Eine Gesamtschadenssumme
für Biberschäden im Barnim zu
beziffern sei nicht möglich, so das
Umweltamt des Landkreises.
„Hierzu gibt es keine Erhebun-
gen, dies trifft auch auf die Vor-
jahre zu.“ Ebenso scheint es kei-
ne Buchführung über die Gesamt-
schadenssumme vor Ort zu
geben. Laut Landesumweltminis-
terium lagen die Kosten für die
Schadensbeseitigung von Biber-
schäden im Jahr 2020 landesweit
bei insgesamt 186.800 Euro. Dass
die Summe verhältnismäßig nied-
rig erscheint, hängt mit den An-
tragsformalien zusammen.

Viele Geschädigte sind bei
Schäden auf die Entschädigungs-
zahlungen des Landes angewie-
sen. Die meisten Versicherungen
decken Biberschäden nicht ab.
Wer die staatliche Hilfe in An-
spruch nehmen will, muss aller-
dings viele Hürden überwinden.
Der bürokratische Aufwand ist
enorm – viele Geschädigte schei-
tern daran.

Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klimaschutz
des Landes Brandenburg setzt da-
her auf Prävention. „Biberschä-
den, zum Beispiel auf Privatgelän-
de, lassen sich durch entspre-
chende Präventionsmaßnahmen
vermeiden. So können Einzelbäu-
me zum Beispiel sehr effektiv und
mit geringem Aufwand durch
Drahthosen vor Biberverbiss ge-
schützt werden. Elektro- oder
Festzäune mit Untergrabungs-
schutz können dem Tier den Zu-
tritt zum Grundstück verwehren
und Böschungssicherungs-Maß-
nahmen können das Eingraben
der Tiere in die Uferböschung
verhindern. Da die Biber sich in
der Regel nicht viel weiter als 20
Meter vom Gewässer entfernen,
beschränken sich die Landnut-
zungskonflikte und daraus mög-
licherweise entstehenden Schä-
den in der Regel auf einen schma-
len Streifen um die Gewässer“, so
Pressesprecherin Frauke Zelt.

Keine schnelle Hilfe
Die Maßnahmen können hierbei
über die „Richtlinie zur Förde-
rung von Präventionsmaßnahmen
und laufenden Betriebsausgaben
zum Schutz vor Schäden durch
geschützte Tierarten“ ab einer In-
vestition von 500 Euro gefördert
werden. Vor allem Land- und
Viehwirte machen von dieser För-
derung Gebrauch – zum Schutz
von Schafen und Rindern. Wer
diese Unterstützung erhalten
will, steht allerdings vor dem
nächsten bürokratischen Pro-
blem.

Der Antrag ist 20 Seiten lang –
dazu muss eine Stellungnahme
der Biberbeauftragten des Lan-
des, ein Auszug aus dem Grund-
buch und eine Steuerbescheini-
gung beigelegt werden. Einen di-
rekten zuständigen Mitarbeiter
im Ministerium, der die Verfah-
ren beschleunigen könnte, gibt es
dafür nicht.

StaatlicheUnterstützung greift selten
Naturschutz Für viele Landwirte undWassergrundstücksbesitzer im Barnim sind sie eine Plage: Biber! Sich vor Schäden zu schützen,
kostet Geld und mitunter auch Nerven. Bürokratische Hürden bremsen die Verfahren. VonMarkus Pettelkau

Umweltamt der
Kreisverwaltung

fehlt jeder Überblick
über die Höhe des
Sachschadens.

Großer Nager: Der Biber fühlt sich an bewaldeten Gewässern besonders wohl. Foto: Harald Grundke

Heftiger Biberschaden: Revierförster Dietmar Discher und der Forstbeamte Jan Engel an der zerstörten
Eckernbrücke im Revier Chorin im Jahr 2014. Foto: Thomas Burckhardt

ANZEIGE

Amtliche Bekanntmachungen

ALLGEMEINVERFÜGUNG DES LANDKREISES BARNIM
zur Isolation von engen Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getesteten Personen
Auf Grundlage der §§ 16, 28, 28a und 30 des Gesetzes zur Verhütung
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S 1045) in
der zur Zeit geltenden Fassung wird angeordnet:

1. Alle Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Landkreis Barnim,
die nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung

a) eine ärztliche oder gesundheitsamtlich veranlasste Mitteilung
über den letzten Kontakt mit einem bestätigten COVID-19-Fall
erhalten haben (enge Kontaktpersonen),

b) ohne vorherigen Kontakt mit einem bestätigten COVID-19-Fall
Symptomezeigen,die auf eineSARS-CoV-2-Infektionhindeuten,
und sich auf ärztliche Empfehlung oder gesundheitsamtliche
Anordnung einem Test auf SARS-CoV-2 unterzogen haben oder
noch unterziehen werden (Verdachtspersonen), oder

c) positiv auf SARS-CoV-2-Viren getestet wurden (positiv
getestete Personen),

zu a) bis c): betroffene Personen,
müssen sich in Isolation begeben.

Von der Isolationsanordnung ausgenommen ist medizinisches
Personal im Falle eines ausgewiesenen Personalmangels.

2. Die gesundheitsamtlich veranlasste Mitteilung gemäß Ziffer 1.a)
ergeht an die betroffene Person unmittelbar oder – sollte diese
Person minderjährig sein oder unter Betreuung stehen – gemäß §
16 Absatz 5 IfSG an einen/beide Erziehungsberechtigten oder den
Betreuer.

3. Die Isolationszeit beginnt

a) für Kontaktpersonen gemäß Ziffer 1.a) unverzüglich nach
Zugang der ärztlichen oder gesundheitsamtlich veranlassten
Mitteilung gemäß Ziffer 1.a),

b) für Verdachtspersonen gemäß Ziffer 1.b) unverzüglich nach
Zugang der Test-Anordnung oder, sollte eine Anordnung
nicht ergangen sein, unverzüglich nach Vornahme des Tests.
Verdachtspersonen sind gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 lit. t IfSG dem
Gesundheitsamt zu melden.

c) für positiv getestete Personen gemäß Ziffer 1.c) unverzüglich,
nachdem die positiv getestete Person Kenntnis von ihrem
Testergebnis erlangt hat.

4. Folgende Regeln gelten in der Isolation:

a) Die Isolation muss in der Wohnung der betroffenen Person
erfolgen. Dabei soll die betroffene Person eine räumliche
Trennung zu den Personen beachten, die im gleichen Haushalt
leben.

b) Die betroffene Person darf die Wohnung ohne ausdrückliche
Zustimmung des Gesundheitsamts nicht verlassen. Die
Zustimmung ist auch erforderlich, wenn sich eine enge

Kontaktperson oder eine Verdachtsperson außer Haus begeben
muss, um sich einem Test auf SARS-CoV-2 zu unterziehen.
Der Aufenthalt in einem zur Wohnung gehörenden Garten, auf
einer zugehörigen Terrasse oder einem zugehörigen Balkon ist
alleine gestattet.

c) Die betroffene Person darf keine Besucher aus anderen
Haushalten empfangen. Das Gesundheitsamt kann im Einzelfall
Ausnahmen zulassen.

d) Alle betroffenenPersonenmüssenwährendder Isolationszeit ein
Tagebuch führen, in dem – soweit möglich – Körpertemperatur
und Symptome sowie der Kontakt zu anderen Personen
festzuhalten sind. Die Angaben aus dem Tagebuch sind von
den betroffenen Personen dem Gesundheitsamt auf dessen
Verlangen mitzuteilen.

e) Weist eine enge Kontaktperson Symptome einer SARS-CoV-
2-Infektion auf, muss sie das Gesundheitsamt unter folgender
Telefonnummer informieren: 03334 2141 601

Symptome sind insbesondere erhöhte Temperatur über 37,5 Grad
und akute Beschwerden wie Husten, Halsschmerzen, Schnupfen,
Kopf- und Gliederschmerzen, Geruchs- oder Geschmacksverlust
bzw. –störungen sowie auch Magen-Darm-Symptomatik.

Ist die betroffene Person minderjährig oder steht sie unter Betreuung,
müssen gemäß § 16 Absatz 5 IfSG die Erziehungsberechtigten oder
der Betreuer für die Einhaltung der Regeln zu a) bis e) sorgen.

5. Die Isolationszeit endet,

a) im Fall der Ziffer 1.a) nach Ablauf von 14 Tagen seit dem Tag, an
dem der jeweils letzte Kontakt zwischen der betroffenen Person
und dem bestätigten COVID-19-Fall ärztlich oder amtlich
festgestellt wurde. Das gilt auch, wenn die enge Kontaktperson
während der Isolationszeit negativ auf das SARS-CoV-2-Virus
getestet wurde. Fällt der Test positiv aus, gilt Ziffer 5.c).

b) im Fall der Ziffer 1.b) mit dem Vorliegen eines negativen
Testergebnisses. Ist das Testergebnis positiv, gilt Ziffer 5.c).

c) im Fall der Ziffer 1.c) bei asymptomatischem Krankheitsverlauf
14 Tage nach Erstnachweis des Erregers und bei
symptomatischem Krankheitsverlauf 14Tage nach eindeutigem
Symptombeginn und Symptomfreiheit seit mindestens 48
Stunden.

d) im Fall der Ziffer 1.c) mit Nachweis einer Variant of Concern
(besorgniserregende Variante) zusätzlich zu den unter c)
geregelten Voraussetzungenerst,wennnegativeTestergebnisse
für die positiv getestete Person und ihre Haushaltsangehörigen
vorliegen. Die Tests werden vom Gesundheitsamt veranlasst.
Zur Beendigung der Isolationszeit in den Fällen a) bis d) ist
ausschließlich das Gesundheitsamt berechtigt.

6. Betroffene Personen, die einer Anordnung gemäß Ziffern

1 und 3 nicht nachkommen, können zwangsweise durch
Unterbringung in einem abgeschlossenen Krankenhaus oder in
einem abgeschlossenen Teil eines Krankenhauses oder sonst in
geeigneter Weise abgesondert werden.

7. Alle Isolationsanordnungen gemäß der Allgemeinverfügung des
Landkreises Barnim vom 27. November 2020 bleiben gültig.

Ordnungswidrigkeit
Ein Verstoß gegen diese Allgemeinverfügung kann gemäß § 73
Absatz 1a Nr. 6 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis
zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.
Sofortige Vollziehbarkeit
Diese Allgemeinverfügung ist gemäß § 16 Absätze 1 und 8 IfSG
sofort vollziehbar.
Geltungsdauer
Diese Allgemeinverfügung gilt ab ihrer Bekanntgabe bis auf Widerruf.
Widerruf der Allgemeinverfügung vom 27. November 2020
Die Allgemeinverfügung des Landkreises Barnim zur Isolation von
Kontaktpersonen der Kategorie I, Verdachtspersonen und positiv
getesteten Personen vom 27. November 2020 wird mit Wirkung zum
23. April 2021, 24.00 Uhr, widerrufen.
Begründung:
Der Landkreis Barnim ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung
zuständig gemäß § 54 IfSG in Verbindung mit § 1 der
Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung des Landes Brandenburg,
dort Anlage 1, lfd. Nrn. 2.1 bis 2.3 und 3.3 bis 3.4.
Rechtsgrundlage für die vorgenannten Anordnungen sind die
Vorschriften der §§ 16,28,28a und 30 IfSG.Danach hat die zuständige
Behörde unverzüglich die notwendigen Schutzmaßnahmen
anzuordnen, um eine Weiterverbreitung der Krankheit zu verhindern.
Gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann bei sonstigen Kranken sowie
Krankheitsverdächtigen,Ansteckungsverdächtigen undAusscheidern
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder
in sonst geeigneter Weise abgesondert werden.

Die Allgemeinverfügung bezweckt die effektive und nachhaltige
Bekämpfung der Krankheit COVID-19.
Die angeordneten Maßnahmen sind geeignet und erforderlich, um
diesen Zweck zu erreichen.
Auslöser der Krankheit COVID-19 ist das SARS-CoV-2-Virus
(sog. Corona-Virus). Das Corona-Virus verbreitet sich nach den
gegenwärtigen Erkenntnissen durch Austausch von Aerosolen über
die Atemluft (sog. Tröpfcheninfektion). Das führt zu Infektionsketten
von Mensch zu Mensch. Diese Ketten werden immer länger, je später
es gelingt, infizierte Personen davon abzuhalten, andere Personen
durch Sprechen, Husten, Niesen etc. anzustecken.
Mit den Anordnungen der Allgemeinverfügung sollen bestehende

Infektionsketten möglichst früh unterbrochen werden. Die
Anordnungen richten sich daher insbesondere auch an die
Personen, die einen engen Kontakt zu COVID-19-Erkrankten im
Sinne der Empfehlungen „Kontaktpersonennachverfolgung bei
respiratorischen Erkrankungen durch das Coronavirus SARS-
CoV-2“ des Robert-Koch-Instituts hatten. Bei diesen sog. engen
Kontaktpersonen ist die Gefahr einer Ansteckung so groß, dass von
ihnen neue Infektionsketten ausgehen oder bestehende Infektions-
ketten verlängert werden können, bis sie nicht mehr verfolgbar sind.

Die angeordneten Maßnahmen sind verhältnismäßig.

Im Verhältnis zur Absonderung in einem Krankenhaus ist die
angeordnete häusliche Isolation das mildere Mittel.

Die Isolationszeit gemäß Ziffern 3 und 5 ist angemessen. Das betrifft
insbesondere die 14-Tages-Frist für die engen Kontaktpersonen.
Die Inkubationszeit der Krankheit COVID-19 kann nach derzeitigem
Wissen bis zu 14 Tage betragen. Da auch infizierte Personen, die
keine Symptome zeigen, die Krankheit übertragen können, ist deren
Isolation während der Inkubationszeit zum Schutz von Leib und Leben
anderer Personen hinnehmbar. Das betrifft auch die Maßnahmen
während der Isolationszeit gemäß Ziffer 4 der Allgemeinverfügung.
Sie führen zur Aufklärung des Kranken-standes, was sowohl der
betroffenen Person selbst zugute kommt als auch dem o. g. Zweck
dient.

Bekanntmachungshinweis

Diese Allgemeinverfügung tritt einen Tag nach ihrer
Zugänglichmachung auf der Internetseite des Landkreises
unter www.covid19.barnim.de in Kraft (§ 1 Absatz 1 Satz 2 der
Infektionsschutz-Bekanntgabeverordnung vom 12. Februar 2021).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
beim Landkreis Barnim, Der Landrat, Am Markt 1, 16225 Eberswalde,
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. Der Widerspruch kann
auch durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur eingelegt
werden. Die E-Mail-Adresse lautet: rechtsbehelf@kvbarnim.de.

gez. Daniel Kurth

Landrat des Landkreises Barnim

Hinweis gemäß § 1 Abs. 2 der Infektionsschutzgesetz-
bekanntgabeverordnung: Die Allgemeinverfügung wurde am
23. April 2021 auf der Internetseite des Landkreises Barnim
www.covid19.barnim.de sowie auf der Seite https://covid19.
barnim.de/verordnungen-verfuegungen zugänglich gemacht.

Landkreis
Barnim




